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Geltendes Recht Kopie von Arbeitsversion (3. Stempel: 30.11.2022)

Verordnung betreffend die Kantonspolizei des Kantons Basel-Stadt
(Polizeiverordnung, PolV)

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt,

unter Verweis auf seine Erläuterungen Nr. [P-Nr. eingeben],

beschliesst:

I.

Verordnung betreffend die Kantonspolizei des Kantons Basel-Stadt 1) (Polizeiver-
ordnung, PolV) vom 3. Juni 1997 (Stand 1. Juli 2022) wird wie folgt geändert:

§  2
Aufnahmebedingungen

1 Über die nötige Beziehungsnähe zu unserem Gemeinwesen verfügt, wer mit 
den schweizerischen Lebensgewohnheiten, Sitten und Gebräuchen sowie mit 
Sprache und Recht vertraut ist und eine innere Verbundenheit mit der gesell-
schaftlichen und kulturellen Eigenart unseres Kantons beweist.

2 Die Vorsteherin oder der Vorsteher des zuständigen Departementes entschei-
det über die Aufnahme von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten in das Polizei-
korps.

2 Aufgehoben.

1) Infolge Regierungs- und Verwaltungsreform RV09 sind etliche Zuständigkeiten innerhalb der kantonalen Verwaltung geändert worden. Mit der Zuständigkeitsverordnung vom 9. 12. 2008, § 3 Ziff. 51 (wirksam 
seit 1. 1. 2009, publiziert am 18. 3. 2009, SG 153.110) ist die vorliegende V an die damals neuen Zuständigkeitsregelungen angepasst worden (betr. §§ 1 Abs. 2; 18 Abs. 1 Ziff. 3 Lemma 1 und 4 sowie Abs. 
3).
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§  2a
Körperliche Leistungsfähigkeit

1 Die Angehörigen des Polizeikorps müssen in einer zur polizeilichen Aufgaben-
erfüllung adäquaten körperlichen Verfassung sein.

2 Die Kantonspolizei legt für sportliche Betätigungen der Korpsangehörigen wäh-
rend der Arbeitszeit ein Zeitkontingent fest. Dessen Bezug erfolgt unter Berück-
sichtigung der betrieblichen Verhältnisse.

3 Die Rahmenbedingungen werden in einer Dienstvorschrift festgelegt.

§  4
Pflichten ausser Dienst

1 Die Angehörigen des Polizeikorps nehmen auch ausserhalb des Dienstes, so-
fern es ihnen zumutbar ist, polizeiliche Handlungen vor, namentlich

1. wenn eine Person unmittelbar an Leib und Leben bedroht ist;

2. zur unmittelbaren Verhinderung von schweren Straftaten und zur Verfolgung 
der Täterschaft solcher Delikte;

3. wenn eine erhebliche Störung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung unmit-
telbar droht;

4. zur Beseitigung einer erheblichen Störung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung, falls im Dienst befindliche Beamtinnen und Beamte nicht innert nützlicher 
Frist verfügbar sind;

5. zur Unterstützung im Dienst befindlicher Polizeibeamtinnen oder Polizeibeam-
ten, welche Hilfe benötigen.

5. zur Unterstützung im Dienst befindlicher PolizeibeamtinnenPolizistinnen oder 
PolizeibeamtenPolizisten, welche Hilfe benötigen.

§  5
Kein Anspruch auf Beförderung

§  5 Aufgehoben.

1 Aus dem Bestehen eines Ausbildungskurses entsteht kein Anspruch auf Beför-
derung.
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2 Ein Ausbildungskurs gilt als bestanden, wenn die vorgeschriebenen Prüfungen 
erfolgreich abgelegt wurden.

§  7
Erstattung der Ausbildungskosten

1 Die maximale Rückerstattungssumme beträgt 30'000 Franken. 1 Die maximale Rückerstattungssumme Wird das Arbeitsverhältnis innerhalb der 
Verpflichtungsdauer von vier Jahren nach Abschluss der Grundausbildung durch 
Mitarbeitende der Kantonspolizei gekündigt, beträgt 30'000 die Rückerstattungss-
umme für Polizistinnen und Polizisten 100'000 Franken und für Sicherheitsassis-
tentinnen und Sicherheitsassistenten sowie bewaffnete Sicherheitsassistentinnen 
und Sicherheitsassistenten 20'000 Franken. Die Höhe der Rückerstattung richtet 
sich nach der geleisteten Dienstzeit und reduziert sich monatlich pro rata tempo-
ris. Vorbehalten bleiben allfällige interkantonale Vereinbarungen.

2 Bei einem Abbruch der Polizeiausbildung vor Abschluss der Grundausbildung 
ohne triftigen Grund sind die bis dahin entstandenen Ausbildungskosten, be-
grenzt auf den Maximalbetrag von 100'000 Franken, zurückzubezahlen. Vorbe-
halten bleiben allfällige interkantonale Vereinbarungen.

3 Bei einem Abbruch der Ausbildung zur Sicherheitsassistentin und zum Sicher-
heitsassistenten mit Fachrichtung Verkehr sowie zur bewaffneten Sicherheitsas-
sistentin bzw. zum bewaffneten Sicherheitsassistenten vor Abschluss der Grund-
ausbildung ohne triftigen Grund sind die bis dahin entstandenen Ausbildungskos-
ten, begrenzt auf den Maximalbetrag von 20'000 Franken, zurückzubezahlen. 
Vorbehalten bleiben allfällige interkantonale Vereinbarungen.

§  8
Bewaffnung

§  8 Aufgehoben.

1 Die Kantonspolizei bestimmt, wann der Dienst von Polizeibeamtinnen und Poli-
zeibeamten unbewaffnet versehen werden kann.

§  18b
Alarmwesen
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1 Die Kantonspolizei erhebt für private Sicherungseinrichtungen zur direkten Alar-
mierung der Kantonspolizei bei Überfällen oder Einbrüchen nach § 17 folgende 
Gebühren:

1. für das erstmalige Erstellen des Alarmeinsatzdispositivs: je nach Aufwand bis 
maximal Fr. 1'100;

2. jährliche Anschlussgebühr: Fr. 390.

2 Die Gebühr nach Ziff. 2 beinhaltet die jährliche Aufschaltgebühr sowie die 
Stammdatenpflege. Wird diese Stammdatenpflege überdurchschnittlich bean-
sprucht, so kann die Kantonspolizei den effektiven Aufwand in Rechnung stellen.

3 Für private Sicherheitseinrichtungen, die nicht direkt bei der Kantonspolizei 
angeschlossen sind, sondern über einen privaten Sicherheitsdienstleister bewirt-
schaftet werden, wird im Falle eines Fehlalarms für das Erstellen des Einsatzdis-
positivs eine Gebühr von Fr. 300 erhoben.

3 Für private Sicherheitseinrichtungen, die nicht direkt bei der Kantonspolizei 
angeschlossen sind, sondern über einen privaten Sicherheitsdienstleister bewirt-
schaftet werden, wird im Falle eines Fehlalarms für das Erstellen des Einsatzdis-
positivs eine Gebühr von Fr. 300 erhoben.

4 Im Falle eines Fehlalarms wird zusätzlich zu allfälligen Gebühren nach Abs. 1 
und 3 eine Gebühr nach § 18a Abs. 1 erhoben.

II.

          Keine Änderung anderer Erlasse.

III.

          Keine Aufhebung anderer Erlasse.

IV.

Diese Änderung ist zu publizieren; sie tritt am fünften Tag nach der Publikation in 
Kraft.

Im Namen des Regierungsrates
Der Regierungspräsident: Beat Jans
Die Staatsschreiberin: Barbara Schüpbach-Guggenbühl


